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Bea Fünf­
rocken, 60 
Jahre, ist 
gelernte 
Elektrikerin. 
Seit 2016 
leitet sie das 
Projekt 
„Wohnraum 
für Geflüchte-
te“ bei Xenion 
– Psychosozi-
ale Hilfen für 
politisch 
Verfolgte e. V.

taz: Frau Fünfrocken, das psycho-
soziale Zentrum Xenion bietet 
Psychotherapie und Aufenthalts-
beratung für Geflüchtete. Gerade 
haben Sie den Sozialen Menschen-
rechtspreis der Eberhard-Schultz-
Stiftung bekommen für Ihr Pro-
jekt „Wohnraum für Geflüchtete“. 
Wie kam es dazu, das ist ja nicht 
gerade Ihr Kerngeschäft?

Bea Fünfrocken: In der Zeit um 
2014, 2015 kamen immer mehr   
verzweifelte Klienten und Klien­
tinnen zu uns und sagten, sie wür­
den verrückt in den Unterkünften, 
und sie fänden einfach keine Woh­
nung. Schon damals lebten manche 
viele Jahre in Heimen, ihre Kinder 
kannten nur Flucht und Unterkunft, 
konnten nie richtig hier ankom­
men. Das ist auch aus therapeuti­
scher Sicht schlecht.

Es gab schon damals kaum freie 
bezahlbare Wohnungen in der 
Hauptstadt. Wo haben Sie welche 
gefunden?

Es war zuerst sehr frustrierend. 
Aber ich habe dann, auch weil ich 
selbst in einem selbstverwalteten 
Hausprojekt wohne, im Kernge­
häuse in Kreuzberg, angefangen 
bei Hausprojekten nachzufragen. 
Ich finde, das ist einfach das Beste 
für Geflüchtete. Außerdem sind das 
Gruppen, die es oft schade finden, 
dass sie meistens wenig gemischt 
sind. So hat sich zum Beispiel die 
Kumi*13, ein Projekt des Mietshäu­
sersyndikats in Schöneberg, an uns 
gewandt, in welches jetzt zwei ge­
flüchtete Familien einziehen konn­
ten.

Warum sind Hausprojekte Ih-
rer Ansicht nach ideal für Geflüch-
tete?

In solchen Gemeinschaftsfor­
men bist du in Kontakt mit den 
Nachbarn. Sie sind grundsätzlich 
offen für Menschen aus der gan­
zen Welt und haben das Selbstver­
ständnis, dass man Sachen mitein­
ander teilt, dass man nicht nur ein 
Nachbar ist, sondern sich zusam­
men kümmert, um den Garten, 
um die Finanzen, dass man fürein­
ander da ist. Viele Geflüchtete ken­
nen so ein gemeinschaftliches Le­
ben von zu Hause. Sie befremdet es 
eher, dass man hier mit Nachbarn 
wohnt, die man nicht kennt.

Also Sie suchen gar nicht bei 
normalen Vermietern wie Deut-
sche Wohnen und Co?

Wir haben uns von Anfang an auf 
Privatvermietende und an gemein­
schaftliche Wohnprojekte gewandt. 

Also an Vermieter, wo es nicht um 
den WBS geht – weil die meisten 
unserer Klient*innen im Asylver­
fahren sind.

Und die bekommen keinen 
Wohnberechtigungsschein (WBS)?

Nein, und die Menschen mit Dul­
dung auch nicht. Wir haben Fami­
lien, da haben die Kinder eine Fik­
tionsbescheinigung, der Vater hat 
eine Aufenthaltsgestaltung, die 
Mutter eine Aufenthaltserlaubnis 
– solche komplizierten Fälle auf 
dem klassischen Wohnungsmarkt 
zu vermitteln ist unmöglich. Wir 
brauchen ein kooperierendes Ge­
genüber.

Und wo finden Sie den?
Es gibt immer wieder Einzelei­

gentümer, die sich an uns wen­
den und uns eine Wohnung an­
bieten. Dann gucken wir in unse­
rer Liste der Wohnungssuchenden, 
wer passen würde. Wir schauen, 
was für ein Haus das ist: Gibt es da 
auch andere Kinder, sind es eher äl­
tere Menschen, die ihre Ruhe haben 
wollten, in welchem Bezirk liegt es? 
Dann schlagen wir das Wohnungs­
suchenden vor und begleiten auch 
das Kennenlernen.

Sie arbeiten auch viel mit Ge-
nossenschaften zusammen. Wa-
rum? Haben die ein gesteigertes 
Interesse daran, Geflüchtete als 
Mieter*innen aufzunehmen?

Na ja, man kann das nicht im All­
gemeinen sagen. Aber ich finde, Ge­
nossenschaft ist ein super Prinzip. 
Als ich die Wohnungsvermittlung 
anfing, habe ich darum alle Genos­
senschaften angeschrieben, die ich 
kannte. Der Rücklauf war mau, fast 
alle schrieben, sie hätten lange War­
telisten. Aber dann kam die Genos­
senschaft am Ostseeplatz auf mich 
zu, die hatte gerade den Prozess 
für das Gemeinschaftswohnen im 
Wedding begonnen – und wollte Ge­
flüchtete einbinden.

Und wie klappte das?
Im Prinzip super, bis das Prob­

lem mit dem WBS aufkam. Es ha­
ben sich Geflüchtete beworben und 
zwei Jahre lang an dem Partizipa­
tionsprozess beteiligt, haben mitge­
plant, mitgestaltet. Aber dann war 
es ein Glücksspiel, ob sie zum Zeit­
punk des Einzugs auch eine Auf­
enthaltserlaubnis haben würden 
– also einen WBS bekommen. Am 
Ende hat es geklappt, aber es war 
ein Vabanquespiel bis einen Monat 
vor dem Einzug.

Also ein großes Risiko für alle 
Beteiligten.

Umso mehr hat es uns gefreut, 
dass danach die Baugenossenschaft 
Begeno 16 mit ihrem neuen Projekt 
in Weißensee auf uns zugekommen 
ist. Sie haben uns vier Wohnungen 
für geflüchtete Familien und einige 
Wohnungen für junge Geflüchtete 
angeboten – und sogar mit uns zu­
sammen ausgerechnet, wie teuer 
die Miete maximal sein darf. Weil ja 
von den Leistungsträgern nur eine 
bestimmte Miethöhe als „angemes­
sen“ übernommen wird. Das hat die 
Genossenschaft in ihrem Finanz­
konzept mitberücksichtigt und die 
Miete für die Geflüchteten gesenkt. 
Aber die Genossenschaftseinlagen 
waren trotzdem zu zahlen.

Das heißt?
Bei Genossenschaften ist es so: 

Man wird erst mal Mitglied, das 
kostet so 500 bis 1.000 Euro. Wenn 
man dann irgendwann einen Miet­
vertrag abschließt, muss man zu­
sätzlich die wohnungsbezogenen 
Pflichtanteile zeichnen, die die Ge­
nossenschaft zur Gesamtfinanzie­
rung braucht.

Und wie hoch sind die?
Bei Bestandsgenossenschaften, 

die es schon lange gibt, sind es so 
2.000 bis 5.000 Euro, je nach Woh­
nungsgröße – etwa 70 Euro pro Qua­
dratmeter.

Das geht ja noch.
Ja, und das übernehmen auch die 

Leistungsträger, etwa das Jobcen­
ter. Im Neubau brauchen wir aber 
heutzutage 1.100 Euro pro Quadrat­
meter. Das ist das Problem: Genos­
senschaften, die Sozialwohnungen 
bauen oder ihre Wohnungen zu ei­
nem sozialverträglichen Preis an­
bieten, müssen trotzdem diese woh­
nungsbezogenen Pflichtanteile be­
kommen.

Aber die kann niemand zahlen, 
der eine Sozialwohnung braucht?

Nein, das kann niemand. Deswe­
gen haben wir bei der Stiftung Trias 
ein Sondervermögen ins Leben ge­
rufen, um Spenden einzuwerben. 
Die Stiftung legt das Geld also als 
Genossenschaftseinlage für Wohn­
raum für Geflüchtete an. Es gibt 
auch Menschen, die direkt solidari­
sche Genossenschaftsanteile zeich­
nen, die sozusagen ihr Geld in ei­
nem Projekt anlegen, mit dem wir 
zusammenarbeiten, um Wohnun­
gen für Geflüchtete zu realisieren. 
In beiden Fällen bekommt Xenion 
ein Belegungsrecht, das heißt, auch 
wenn die Person auszieht, können 
wir für die Wohnung wieder Nach­
mieter vorschlagen.

Der Senat fördert ja Wohnungs-
bau von Genossenschaften durch 
Grundstücksvergabe. Dafür ver-
langt er, dass ein bestimmter 
Anteil Sozialwohnungen gebaut 
wird. Aber wie sollen Genossen-
schaften Mieter*innen für ihre So-
zialwohnungen finden, wenn die 
Menschen so hohe Einlagen zah-
len müssen?

Das ist das Problem. Der Senat 
hat das auch erkannt und bei der 
IBB ein Förderdarlehen ins Leben 
gerufen, mit dem man Anteile er­
werben kann.

Also hilft die Investitionsbank 
Berlin aus?

Ja, nur funktioniert das schlecht. 
Es gibt wenige Haushalte, für die das 
Programm infrage kommt: Im vori­
gen Jahr wurden nur zwölf Anträge 
genehmigt. Für das Förderdarlehen 
muss man nämlich solvent sein, das 
heißt: Einkommen haben. Für Men­
schen im Leistungsbezug funktio­
niert das nicht, sie bekommen kein 
IBB-Darlehen.

Quasi ein Förderprogramm, 
das niemand in Anspruch neh-
men kann?

Ich verstehe es auch nicht, es ist 
wirklich am Problem vorbei ange­
legt. Unser Vorschlag ist: Die Senats­
verwaltung für Stadtentwicklung 
sollte ein Sondervermögen fest­
legen und das Geld in Genossen­
schaften anlegen, die Wohnungen 
für Geflüchtete anbieten. Das Geld 
bleibt dort, solange die Wohnung 
für Geflüchtete gebraucht wird. Das 
ist eine reine Geldanlage, und so­
bald die Wohnung nicht mehr für 
den Zweck gebraucht wird, würde 
das Geld zurückfließen und der Se­
nat kann es für anderes ausgeben. 
Das ist sogar nachhaltiger als Sozial­
wohnungen bauen!

Was sagt der Senat dazu?
Wir versuchen seit drei Jahren da­

rüber mit der Stadtentwicklungs­
verwaltung zu sprechen, aber ir­
gendwie hat sie noch nicht ange­
bissen. Das Einzige, was sie bisher 
gemacht hat, ist, die Förderung für 
diesen IBB-Kredit zu überarbeiten, 
damit ihn mehr Menschen nehmen 
können. Dafür haben sie den WBS 
180 eingeführt für Menschen der 
Mittelschicht, die etwas Geld ha­
ben, aber keine Wohnung finden, 
damit auch sie in den Genuss die­
ser Förderung kommen. Aber Men­
schen im Leistungsbezug hilft das 
weiterhin nichts.

Würde es helfen, wenn auch Ge-
flüchtete in Berlin einen Wohn-

berechtigungsschein bekommen 
würden?

Ja, zusammen mit dem Flücht­
lingsrat und anderen fordern wir 
das seit Jahren. Es geht ja auch nur 
darum, eine Berechtigung zu be­
kommen – eine Wohnung hat man 
damit noch lange nicht. Trotzdem 
hat es Rot-Rot-Grün nicht geschafft, 
den WBS für Geflüchtete einzufüh­
ren. Sogar Menschen, die mal einen 
WBS hatten, weil sie eine Aufent­
haltserlaubnis haben, können ihn 
wieder verlieren.

Wie das?
Es ist absurd. Wir haben jetzt eine 

Familie aus Syrien, sie leben seit 
2016 in Unterkünften, haben zwei 
Mädchen im Rollstuhl und einen 
Sohn. Sie hatten ein Wohnungsan­
gebot, aber ihr WBS war gerade aus­
gelaufen, und einen neuen haben 
sie nicht bekommen, weil die Auf­
enthaltserlaubnis nur noch zehn 
Monate gültig war. Die Wohnung 
haben sie darum nicht bekommen.

Bei all diesen Schwierigkeiten: 
Wie viele Wohnungen konnten Sie 
bisher für Geflüchtete gewinnen?

Seit wir 2016 angefangen ha­
ben, konnten wir circa 200 Woh­
nungen vermitteln, sowohl in Ge­
meinschaftswohnprojekten als 
auch über Einzeleigentümer oder 
Hausverwaltungen. Wir könnten 
noch viel mehr schaffen. Mein Kol­
lege und ich, wir sind zu zweit, rotie­
ren gerade, weil wir plötzlich lauter 
Wohnungsangebote haben.

Woher?
Wir netzwerken viel, machen 

viel Lobbyarbeit und werden im­
mer bekannter. Und die Menschen, 
die gerne an Geflüchtete vermieten 
wollen, wissen, dass sie bei uns ein 
Gegenüber haben, mit dem sie über 
alles sprechen können. Das Ganze 
ist sehr arbeitsintensiv, wir beglei­
ten den ganzen Prozess und garan­
tieren die Wohnbegleitung auch 
nach dem Einzug. Deswegen be­
kommen wir so viele Angebote.

Könnte das auch in größerem 
Maßstab funktionieren?

Natürlich. Berlin hätte schon 
längst eine Beratungsstelle für 
Vermieter aufbauen sollen, die an 
Menschen im Leistungsbezug und 
an Geflüchtete vermieten wollen. 
Aber das ist ein zeitaufwendiges, 
langfristiges Geschäft. Andere Kom­
munen, etwa Karlsruhe, sind da viel 
weiter und machen kreative Ange­
bote – damit Vermieter ein Interesse 
daran haben, an diese Gruppen zu 
vermieten.

Das preisgekrönte Projekt 
„Wohnraum für Geflüchtete“ 
vom Verein Xenion vermittelt 
Flüchtlinge bevorzugt an 
Hausprojekte und 
Genossenschaften. In letztere 
sollte auch der Senat 
investieren, sagt Projektleiterin 
Bea Fünfrocken. So könnten 
auch kostengünstig 
Sozialwohnungen entstehen

„Das ist 
nachhaltiger als 
Sozialwohnungen 
bauen“

Bea Fünfrocken 
(Mitte) mit drei 
Mädchen und 
ihrer Mutter, die 
im September 
in das Hauspro-
jekt Kumi*13 
eingezogen 
sind 
Foto: kumi*13
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